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Zusammenarbeit der Staaten
zur friedlichen Nutzung souveränitätsfreier Räume
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Es ist historisch belegt, daß die intensive Zusammenarbeit 
zwischen Staaten unterschiedlicher Gesellschaftsordnungen 
geeignet ist, wesentlich zur Erhaltung des Weltfriedens bei­
zutragen — oft schafft sie Voraussetzungen für eine Minde­
rung bestehender Spannungen. 1 Mit dieser grundsätzlichen 
Zielrichtung — Erhaltung des Weltfriedens und Stabilisierung 
der internationalen Sicherheit — ist die Pflicht der Staaten 
zur Zusammenarbeit als ein Grundprinzip des Völkerrechts 
in Art. 1 Ziff. 3 und Art. 55 der UN-Charta verankert und in 
der Deklaration über die Prinzipien des Völkerrechts von 
1970 authentisch interpretiert worden.1 2

Die Prinzipiendeklaration erfaßt jedoch lediglich die prin­
zipiellen Inhalte der Zusammenarbeit in Übereinstimmung 
mit der UN-Charta und umschreibt dann Gebiete, in denen 
Zusammenarbeit notwendig oder wünschenswert wäre. Da­
her kann die völkerrechtliche Pflicht zur Zusammenarbeit 
nicht den Gesamtbestand der internationalen Beziehungen 
abdecken, sondern sie bedarf — worauf B. G r a e f r a t h z u  
Recht hinweist3 — „in vielen Bereichen der Konkretisie­
rung“.

Bürgerliche Völkerrechtler versuchen allerdings, diejeni­
gen Passagen der Prinzipiendeklaration, die der Pflicht zur 
Zusammenarbeit auf wirtschaftlichem, sozialem und kulturel­
lem Gebiet und in Wissenschaft und Technologie sowie für 
internationalen, kulturellen und erzieherischen Fortschritt ge­
widmet sind, lediglich als „Aufforderung“ oder „Appell“ hin- 
zustellen.4 5 Dieser Auffassung ist entschieden zu widerspre­
chen. Vielmehr enthalten die UN-Charta und die Prinzipien­
deklaration die eindeutige Verpflichtung der Staaten, die 
Möglichkeiten der Zusammenarbeit auf den genannten Ge­
bieten zu überprüfen, zu aktivieren und zu präzisieren.

Gerade in den 70er Jahren konnten dabei, dank den Be­
mühungen der sozialistischen Staaten3 in Übereinstimmung 
mit zahlreichen Entwicklungsländern, beachtliche Fortschritte 
erreicht werden. Auf der multilateralen Ebene verdienen die 
seit 1964 laufenden Bestrebungen der UN-Konferenz für Han­
del und Entwicklung (UNCTAD)6 zur Gestaltung gleichbe­
rechtigter und diskriminierungsfreier internationaler Wirt­
schaftsbeziehungen, die Charta der ökonomischen Rechte und 
Pflichten der Staaten von 19747 und die Schlußakte von Hel­
sinki (1975)8 besondere Erwähnung. Allerdings darf man nicht 
übersehen, daß solche entscheidenden Probleme wie die Be­
seitigung aller Handelsrestriktionen und jeglicher Maßnah­
men der wirtschaftlichen Erpressung oder die Vereinbarung 
vertrauensbildender Maßnahmen zum Funktionieren des in­
ternationalen Handels-, Währungs- und Finanzsystems im 
Interesse aller Staaten bisher auf Grund der negativen Hal­
tung imperialistischer Staaten nicht gelöst werden konn­
ten.9

Zur Charakteristik souveränitätsfreier Räume

Der hier nur skizzierte Stellenwert, den die Zusammenarbeit 
der Staaten im intersystemaren Bereich für die Durchset­
zung der friedlichen Koexistenz hat, ist gleichermaßen für 
die internationale Nutzung souveränitätsfreier Räume zu be­
achten. Schon in der Vergangenheit führte das Fehlen einer 
gesicherten Rechtsordnung zu erheblichen internationalen 
Konflikten — erinnert sei lediglich an kontroverse Gebietsan­
sprüche in der Antarktis und der Arktis.10 11 Heute, da z. B. die 
Erschließung der Weltmeere und des Weltraumes einschließ­
lich der dort befindlichen Energiequellen zu den die gesamte 
Menschheit berührenden Problemen zu zählen sind11, an de­
ren Lösung alle Staaten auf gleichberechtigter Grundlage und 
unter Beachtung gewisser Besonderheiten mitzuwirken be­
anspruchen12, sind an die Gestaltung der Zusammenarbeit 
schon in der Verhandlungsphase künftiger Rechtsregime be­
sonders hohe Anforderungen zu stellen.

Als souveränitätsfreie Gebiete sind der Weltraum ein­
schließlich des Mondes und anderer Himmelskörper, die Welt­
meere — mit Ausnahme der inneren Seegewässer, der Terri­
torialgewässer und der Wirtschafts- bzw. Fischereizonen — so­
wie der Meeresgrund und -Untergrund jenseits des Festland­

sockels zu bezeichnen. Unter Berücksichtigung dessen, daß 
Art. IV des Antarktis-Vertrages von 195913 14 die auf den sech­
sten Kontinent erhobenen Gebietsansprüche zwar „einfriert“, 
nicht aber aufhebt, kann die Antarktis m. E. hier nur als 
quasi-souveränitätsfreies Gebiet einbezogen werden. Zu be­
achten ist auch, daß die Geschichte der Entdeckung und Er­
forschung souveränitätsfreier Räume sowie die derzeitige 
bzw. absehbare wirtschaftliche und verkehrstechnische Nut­
zung dieser Räume einschließlich der dafür erforderlichen 
technologischen Bedingungen sowie geographischen und geo­
logischen Faktoren zu unterschiedlich sind, als daß man eine 
einheitliche oder vergleichbare Entwicklung in bezug auf das 
Rechtsregime dieser Räume erwarten dürfte.

Für das Rechtsregime des Offenen Meeres hat sich der 
Grundsatz der Freiheit des Offenen Meeres herausgebildet, 
d. h. kein Staat kann Teile des Offenen Meeres seiner Souve­
ränität unterstellen.1*1 Dieser Grundsatz ist nunmehr in Art. 87 
der UN-Seerechtskonvention von 198215 geregelt, und zwar 
mit dem notwendigen Zusatz, daß jeder diese Freiheit in 
Anspruch nehmende Staat die legitimen Rechte und Interes­
sen aller anderen Staaten gebührend zu berücksichtigen hat. 
Die Bodenschätze des Meeresgrundes und -Untergrundes er­
hielten mit der Seerechtskonvention den Status des „Gemein­
samen Erbes der Menschheit“ (Art. 136); ihre Ausbeutung 
soll von einer internationalen Institution koordiniert und kon­
trolliert werden (Art. 156 ff.).

Während für den Weltraum durch den Vertrag über die 
Prinzipien für die Tätigkeit der Staaten bei der Erforschung 
und Nutzung des Weltraumes einschließlich des Mondes und 
anderer Himmelskörper (Weltraumvertrag) von 196716 das 
Prinzip der Freiheit der Erforschung und Nutzung in Über­
einstimmung mit den Grundprinzipien des Völkerrechts sta-
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